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Einleitung 

Α. Untersuchungsgegenstand 

Zum 1. Januar 1995 ist das Gesetz zur Bereinigung des Umwandlungsrechts 
(UmwBerG) 1 vom 28. Oktober 1994 in Kraft  getreten.2 Den Kern des Gesetzes bil-
det mit Art. 1 UmwBerG die Neufassung des Umwandlungsgesetzes (UmwG), in 
welchem als eine der wichtigsten Neuerungen das Rechtsinstitut der Spaltung erst-
mals allgemein gesetzlich geregelt worden ist. Die §§ 123 ff.  UmwG werden als 
„Filetstück"3, aber auch als das eigentliche „Abenteuer"4 der Reform des Umwand-
lungsrechts bezeichnet. Zuvor war diese Form der Umwandlung lediglich in Spe-
zialgesetzen5 bzw. nur für einzelne Rechtsträger6 zugelassen. Ein allgemeines Kon-
zept der Unternehmensteilung bestand nicht. 

1 BGBl. 19941, 3210ff. 
2 Siehe Art. 20 UmwBerG. Vorausgegangen waren der Diskussionsentwurf eines Gesetzes 

zur Bereinigung des Umwandlungsrechts vom 3. August 1988 (veröffentlicht  in der Beil. 214 a 
zum Bundesanzeiger vom 15. November 1988) und der Referentenentwurf  eines Gesetzes zur 
Bereinigung Umwandlungsrechts vom 15. April 1992 (veröffentlicht  in der Beil. 112a zum 
Bundesanzeiger vom 20. Juni 1992). Vgl. allgemein zur Entstehung des UmwG Ganske,  in: 
IDW (Hrsg.), Reform des Umwandlungsrechts, S. 15 ff.;  Neye,  in: Lutter (Hrsg.), Verschmel-
zung, Spaltung, Formwechsel, S. 1 (2 ff.). 

3 Ganske,  WM 1993, 1117. 
4 K.  Schmidt,  AcP 191 (1991), 495 (510); ders. f  ZGR 1993, 366 (383). 
5 Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung wurde eine Reihe besonderer Rechtsvorschrif-

ten geschaffen,  um die vereinfachte Entflechtung der Untemehmenseinheiten in den neuen 
Bundesländern zu ermöglichen: 

Das Gesetz über die strukturelle Anpassung der Landwirtschaft  an die soziale und ökologi-
sche Marktwirtschaft  in der DDR (LwAnpG) vom 29. Juni 1990, Gbl. DDR 19901, 642, auf-
grund geringfügiger  Änderungen neu bekanntgemacht am 3. Juli 1991, BGBl. 19911, 1418, 
sah neben dem Zusammenschluß und dem Formwechsel auch eine Teilung landwirtschaftli-
cher Produktionsgenossenschaften (LPG) vor (§§4-12 LwAnpG), bei der das Vermögen uno 
actu auf neu gegründete Rechtsträger überging. Vgl. zum LwAnpG Weimar/Alfes,  BB 1991, 
Beil. 9, S. 16 (21); Claussen,  Gesamtnachfolge und Teilnachfolge, S. 126f. 

Das Gesetz über die Spaltung der von der Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen 
(SpTrUG) vom 5. April 1991, BGBl. 19911, 854, ermöglichte es, Kapitalgesellschaften durch 
Auf- oder Abspaltung zur Neugründung im Wege der partiellen Gesamtrechtsnachfolge (§10 
SpTrUG) zu teilen. Vgl. zu diesem „kleinen Spaltungsgesetz" Ganske,  DB 1991,791 ff.;  Oet-
ker/Busche,  NZA 1991, Beil. 1, S. 18ff.;  Niederleithinger,  DStR 1991, 879 (881 ff.);  Weimar, 
ZIP 1991, 769ff. 

Die durch das Gesetz zur Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisierung von Unter-
nehmen und zur Förderung von Investitionen (VermRÄndG) vom 22. März 1991, BGBl. 
19911, 766, eingeführte Vorschrift  des § 6b VermG ermächtigte die Treuhandanstalt, die Ent-

2 Müntefering 
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Entscheidendes Merkmal der umwandlungsrechtlichen Spaltung ist der Vermö-
gensübergang im Wege der partiellen Universalsukzession: Nach der Konzeption der 
§§ 123 ff.  UmwG unterliegt die Aufteilung der einzelnen Rechtspositionen grund-
sätzlich der autonomen Entscheidung der an der Spaltung beteiligten Rechtsträger. 
Entsprechend der von ihnen vorgenommenen Zuordnung gehen die Vermögensge-
genstände im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die aufnehmenden Rechtsträger 
über. Diese umwandlungsrechtliche Spaltungsfreiheit  gerät jedoch in Konflikt mit 
den Interessen Dritter, die in rechtlichen Beziehungen zum übertragenden Rechts-
träger stehen. Aufgrund des Spaltungsvorgangs sehen sie sich der Gefahr eines un-
gewollten Schuldner-, Gläubiger-, Vertragspartner-  oder Gesellschafterwechsels 
ausgesetzt, auf den sie keinen Einfluss nehmen können. Mit der allgemeinen Ein-
führung der Spaltung als einer neuen Sukzessionsform ist deshalb zwangsläufig die 
Frage verbunden, inwieweit der Schutz außenstehender Dritter Einschränkungen des 
auf freier  Zuordnung beruhenden Vermögensübergangs erfordert. 

Dieser Problematik widmet sich die vorliegende Arbeit. Sie untersucht die Gren-
zen umwandlungsrechtlicher Spaltungsfreiheit  im Hinblick auf die Überleitung von 
Verbindlichkeiten, subjektiven Rechten, Vertragsverhältnissen und Mitgliedschaf-
ten. Im Schnittfeld von Umwandlungs- und allgemeinem Zivilrecht entsteht für die-
se Rechtspositionen eine Vielzahl lösungsbedürftiger  Konflikte. So ist fraglich, ob 
auch Rechtsverhältnisse, die das Gesetz für unübertragbar erklärt, vom erleichterten 
Vermögensübergang erfasst werden. Unterliegen z.B. Vereinsmitgliedschaften und 
schuldrechtliche Vorkaufsrechte  der freien Zuordnung der Spaltungsbeteiligten 
oder ist die in den §§ 38 S. 1, 473 S. 1 BGB angeordnete Unübertragbarkeit dieser 
Gegenstände auch bei der Spaltung zu beachten? Ebenso ist zu untersuchen, inwie-
weit rechtsgeschäftliche und statutarische Sukzessionshindernisse die spaltungs-
rechtliche Zuweisungsfreiheit  beschränken. Können z.B. vinkulierte Forderungen 
und GmbH-Anteile nur unter Mitwirkung des Schuldners bzw. der Mitgesellschaf-
ter übertragen werden oder entfalten derartige Vereinbarungen im Rahmen der Spal-
tung keine Wirkung? Begrenzen gesetzliche Vertragsübernahmevorschriften 
(§§ 613 a, 566 BGB, 69 Abs. 1 VVG) die Spaltungsautonomie oder werden sie ih-
rerseits durch das UmwG derogiert? Welche Bedeutung kommt dem allgemeinen 
Sukzessionsschutz (§§404ff.,  417 f. BGB) zu? Diese Beispiele verdeutlichen die 
Notwendigkeit, das Verhältnis von Umwandlungs- und allgemeinem Zivilrecht nä-
her auszuleuchten und zu prüfen, wie das unternehmerische Interesse an einer mög-
lichst störungsfreien,  autonom gesteuerten Umstrukturierung mit den Belangen au-

flechtung von Unternehmen durch rechtsgestaltenden Verwaltungsakt herbeizuführen,  um die 
Rückübertragung enteigneten Vermögens zu ermöglichen. Der Vermögensübergang vollzog 
sich im Wege der Gesamtrechtsnachfolge (§6b Abs. 7 VermG). Vgl. zu §6b VermG Weimar/ 
Alfes,  BB 1991, Beil.9, S. 16 (19f.). 

6 Die §§50ff.,  56aff.,  57,58 UmwG a.F. ermöglichten es Einzelkaufleuten, Gebietskörper-
schaften und Gemeindeverbänden, ihr Unternehmen in eine GmbH oder Aktiengesellschaft 
umzuwandeln. Mit der Eintragung in das Handelsregister gingen die in der Vermögensüber-
sicht aufgeführten  Rechtspositionen uno actu auf die GmbH bzw. Aktiengesellschaft über. 
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ßenstehender Dritter in Einklang gebracht werden kann. Anliegen der Arbeit ist es, 
allgemeine Grundsätze für die Reichweite und Grenzen der partiellen Universalsuk-
zession zu erarbeiten. Es soll untersucht werden, welche Rechtsverhältnisse vom 
erleichterten Vermögensübergang im Wege der Gesamtrechtsnachfolge erfasst wer-
den und hinsichtlich welcher Rechtspositionen die spaltungsrechtliche Zuordnungs-
freiheit  Beschränkungen unterworfen  ist. Der so umrissene Untersuchungsgegen-
stand „gehört zu den umstrittensten und unklarsten Rechtsfragen des Umwand-
lungsrechts überhaupt".7 

B. Thematische Abgrenzung 

Die Arbeit beschäftigt sich ausschließlich mit den zivilrechtlichen Schranken der 
partiellen Universalsukzession und beschränkt sich damit auf die privatrechtlichen 
Außenbeziehungen der Spaltungsbeteiligten zu Dritten. Nicht untersucht werden 
die Auswirkungen der Spaltung auf öffentlich-rechtliche  Rechtspositionen. Diese 
unterliegen eigenständigen Grundsätzen.8 Ebenfalls ausgeklammert bleiben die 
Rechtsbeziehungen der an der Spaltung beteiligten Rechtsträger untereinander und 
die gesellschaftsinternen Maßnahmen, welche zur Durchführung  einer Spaltung er-
forderlich  sind.9 Die steuerrechtlichen Grundsätze der Spaltung werden nur inso-
weit erörtert, als ihnen auch aus zivilrechtlicher Sicht Bedeutung für die Reichweite 
des Vermögensübergangs zukommt. 

Die Untersuchung konzentriert sich auf die Schranken der Spaltungsfreiheit  in 
Bezug auf Verbindlichkeiten, subjektive Rechte, Vertragsverhältnisse und Mitglied-
schaften. Sowohl in der Praxis als auch in der wissenschaftlichen Diskussion steht 
die Behandlung dieser Rechtspositionen im Mittelpunkt des Interesses. Und insbe-
sondere bei ihnen stellt sich die Frage, wie das gesellschaftsrechtliche Rechtsinstitut 
der Spaltung mit den allgemeinen Grundsätzen des Zivilrechts in Einklang gebracht 
werden kann. 

C. Überblick über den Gang der Untersuchung 

Zur Aufbereitung der so umrissenen Problematik werden im 1. Teil zunächst die 
gesetzlichen und rechtsdogmatischen Grundlagen der Spaltung aufgezeigt.10 Der 
anschließende Überblick über die zivilrechtlichen Schranken der Singularsukzes-

7 Fuhrmann/Simon,  AG 2000,49 (55). 
8 Theuer,  DB 1999,621 ff.;  Gaiser,  DB 2000,361 ff.;  Gärtner,  DB 2000,409ff.;  Giesberts/ 

Frank,  DB 2000, 505 ff.;  Teichmann/Kießling,  ZGR 2001, 33 ff. 
9 Vgl. dazu Priester,  in: Lutter (Hrsg.), Verschmelzung, Spaltung, Formwechsel, S.99ff.; 

Schöne, Spaltung, S.46ff.,  60ff.,  155ff. 
1 0 1. Teil A.-C. 
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